
B ielefeld besitzt eine für Großstädte bun-
desweit einmalige Vielfalt und Dichte

von Einrichtungen und Diensten des Sozial-
und Gesundheitswesens außerhalb der
Krankenhäuser. Bielefeld wird von manchen
daher auch als »Hauptstadt der Diakonie«
bezeichnet. Mehr als 13 500 Beschäftigte ar-
beiten in der Pflege, Betreuung und Beglei-
tung von alten, behinderten und psychisch
erkrankten sowie sozial geschwächten Men-
schen. Die 21 Betriebsräte und Mitarbeiten-
denvertretungen (MAV) aus diesen Bielefel-
der Einrichtungen und Diensten beklagten
in dem Ende 2012 veröffentlichten »Bielefel-
der Appell« die zunehmende Arbeitsverdich-
tung in ihren Arbeitsfeldern und analysier-
ten deren Ursachen (z.B. »Soziale Psychia-
trie« 4/2012, S. 53).

Breite Unterstützung

Der »Bielefelder Appell« thematisierte ange-
sichts der Bankenkrise mit der »Rettung Not
leidender Banken« in Milliardenhöhe die
mangelhafte Refinanzierung sozialer Arbeit
in Deutschland. Er stellte damals schon die
Frage nach der gesellschaftlichen Verant-
wortung bei Kürzungen in Feldern der Da-
seinsvorsorge: »Was ist der Gesellschaft –
also uns allen – Gesundheit, Pflege, Betreu-
ung und Begleitung wert?« Diese Frage
spielt gerade in der diesjährigen Tarifausei-
nandersetzung um die Aufwertung des Sozi-
al- und Erziehungsdienstes in Kitas und
Schulen wieder die entscheidende Rolle. Eine
Wertschätzung der Gesellschaft für die ver-
antwortungsvolle Arbeit im sozialen und ge-
sundheitlichen Bereich repräsentiert sich
auch über gesunde Personalschlüssel und
angemessene Gehälter. 
Inzwischen haben sich die Dachorganisa-

tionen von mehr als 1600 MAV dem Appell
angeschlossen, die nach eigenen Angaben
über 420 000 Beschäftigte in diakonischen
Einrichtungen vertreten. Unterstützende
sind aber auch Fachverbände sowie Gewerk-
schaften und die DGSP. Das ›Bündnis für
Gute Pflege‹, das von namhaften Organisa-
tionen wie Paritätischer, AWO, DRK, Diakonie
und Caritas über den Sozialverband Deutsch-
land und Verband der Kriegsopfer bis zum
DGB und Verdi getragen wird, ist ebenso da-
bei wie der Bundesverband von Angehöri-
gen- und Betreuervertretungen für Men-

schen mit Behinderung in diakonischen
Wohneinrichtungen und der Verband Psy-
chiatrie-Erfahrene (VPE) sowie der Deutsche
Berufsverband für Altenpflege (DBVA) und
der Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt
(KDA).

Forderungen 

Der »Bielefelder Appell« gibt eine Zustands-
beschreibung der sozialen Arbeitsfelder in
Deutschland und ihre Bewertung wieder.
Welche Forderungen ergeben sich aus der
Ursachenanalyse des »Bielefelder Appells«? 
Das soziale und Gesundheitssystem ist

eine tragende Säule unserer Gesellschaft. Es
ist Bestandteil der staatlichen Daseinsvor-
sorge in Bund, Land und Kommune. Dieses
System muss stabil und nachhaltig aufge-
stellt sein, um den Bürgerinnen und Bürgern
ein Leben in guter seelischer und körperli-
cher Gesundheit zu ermöglichen, Krankhei-
ten zu heilen und Leiden zu lindern (vgl.
WHO). Es ist Voraussetzung für gesellschaft-
liche Teilhabe, soziale Gerechtigkeit und
Chancengleichheit aller in Deutschland.
Deshalb dürfen diese staatlichen Aufga-

ben nicht nach ökonomischen Kriterien und
Modellen des Wettbewerbs ausgerichtet
werden. Hier geht es um eine gesellschaftli-
che Aufgabe, finanziert von der Gemein-
schaft. 
Es geht dabei um die Steuerpolitik in

Deutschland, die seit Jahrzehnten die Wei-
chen so stellt, dass die gesellschaftliche Sche-
re zwischen Arm und Reich immer weiter
auseinanderklafft. Diese neoliberale Politik
widerspricht der Einnahme- und Verteilungs-
 gerechtigkeit: Es geht um
Einnahmen des Staates für
Bund, Land und Kommu-
ne. Es geht um die Finan-
zierung der Einrichtungen
und Dienste, um die Finan-
zierung von Krankenbe-
handlung, Arbeitslosigkeit
und Renten. Der Mensch
muss im Mittelpunkt ste-
hen!
Im Einzelnen:

■ Falsche Anreize zum Bei-
spiel haben im Kranken-
haus und in den Arztpra-
xen zu einer Versorgung

geführt, die einseitig auf medizintechnische
sowie pharmakologische Intervention und
apparative Überwachung setzt, anstatt eine
ganzheitliche Sichtweise von Zuwendung,
Heilen und Pflege in den Mittelpunkt zu rü-
cken.
■ Ein auf körperliche Defizite eingeengter
Pflegebegriff in der Altenpflege hat derzeit
zum Beispiel die Funktion, den Anteil der
nach dem Gesetz Pflegebedürftigen gering
zu halten. Dass bei informeller Pflege durch
Angehörige keine Lohnersatzzahlung er-
folgt, sondern nur eine als Pflegegeld be-
zeichnete Anerkennungsprämie gezahlt wird,
läuft in einem familienbasierten Pflegesys-
tem wie dem deutschen zugleich darauf hi-
naus, dass den sich sorgenden Angehörigen
die Rolle eines billigen Pflegedienstes zuge-
wiesen wird. 
Eine Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung

(Heintze 2012) zeigt, dass Investitionen in ein
gutes öffentliches Pflege- und Betreuungs-
system die Sozialkassen entlasten und das
Potenzial an gut qualifizierten Arbeitskräften
steigern. Dort – wie z.B. in Skandinavien –,
wo Pflege als öffentliche Aufgabe und öf-
fentliches Gut betrachtet wird, entstehen im
Pflegesektor gut bezahlte, qualifizierte Ar-
beitsplätze.
Vorwärtsgerichtet wäre ein Paradigmen-

wechsel hin zur Bedarfs- und Qualitätssteue-
rung, um auf die prekäre Situation in Deutsch-
 land zu reagieren: Ein servicebasiertes Sys-
tem wie in den skandinavischen Ländern
zielt in erster Linie darauf ab, das professio-
nelle Pflegesystem zu stützen und weiterzu-
entwickeln. Es muss in Deutschland einen
Vorrang der formellen Pflege geben, eine aus-

reichende öffentliche Fi-
nanzierung, einen weiten
Pflegebegriff, eine hohe
Professionalisierung so-
wie eine qualitativ hoch-
wertige kommunale Pfle-
geinfrastruktur. 
■ In der stationären allge-
meinmedizinischen und
psychiatrischen Versor-
gungwie auch in stationä-
rer und ambulanter Pfle-
ge, Betreuung und Beglei-
tung brauchen wir ver-
bindliche Personalmin-
destschlüssel.
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Geld ist genug da – es muss nur 
anders verteilt werden!
Der »Bielefelder Appell« – Forderungen zur Aufwertung sozialer Arbeitsfelder  Der 2012 veröffentlichte

»Bielefelder Appell« ist auf breite Resonanz gestoßen. Zum Stand der Unterstützungskampagne berichtet 
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■ Pflege, insbesondere Altenpflege, ist durch
einen hohen Anteil privater und kirchlicher
Dienste von einer geringen Tarifbindung be-
troffen. Nur knapp ein Viertel der Einrich-
tungen und Dienste arbeiten auf der Basis
eines Tarifvertrages zwischen Arbeitgeber-
verband und Gewerkschaften (Verdi 2008).
Zu den Forderungen des »Bielefelder Ap-
pells« gehört deshalb auch ein gemeinsamer
Tarifvertrag Soziales (vgl. Janßen 2015). Not-
wendig ist ein der Leistung der Pflege- und

Sozialarbeitskräften angemessenes Tarifni-
veau in allen sozialen Arbeitsfeldern mit ei-
ner bundesweiten Tarifbindung. Die Arbeit
muss aufgewertet und über angemessene
Gehälter finanziell wertgeschätzt werden. Es
ist nicht nachvollziehbar, warum bei gleicher
Ausbildungsdauer Techniker (mehrheitlich
Männer) im Durchschnitt monatlich 800
Euro mehr erhalten als Krankenpflegekräfte
(überwiegend Frauen; vgl. Öz/Bispinck 2009,
Bispinck et al. 2012). Aber auch eine nachhal-
tig gesunde Arbeit unter guten Arbeitsbe-
dingungen sowie die Sicherung der Profes-
sionalisierung sozialer Arbeit müssen tarif-
lich gesichert werden. 
■ Kirchliche und weltliche Träger müssen
sich zusammentun, um gemeinsam mit ih-
ren Beschäftigten eine starke Lobby für die
Aufwertung sozialer Arbeit und eine ange-
messene Refinanzierung durch den Staat zu
bilden. Hier stehen auch Patienten- und An-
gehörigenverbände auf der gleichen Seite.
Denn offensichtlich kann es nur gemeinsam
gelingen, die Einsichtsfähigkeit der Politiker
zu erweitern und sie zu nachhaltigen Taten
anzustiften. Diakonie und Evangelische Kir-
che in Deutschland (EKD) auf der einen so-
wie Verdi und Hans-Böckler-Stiftung auf der
gewerkschaftlichen Seite haben vor kurzem
»5 Thesen für eine sozial gerechte Gesell-

schaft« veröffentlicht, in denen sie diesen
Zusammenschluss proben (Hans-Böckler-
Stiftung et al. 2015). 

Geld ist da!

Geld ist da in dieser Gesellschaft, wie z.B.
Bankenrettung, Abwrackprämie und die ver-
suchte Einführung eines Betreuungsgeldes
zeigen. Geld, das als staatliche Nichtnut-
zungsprämie für staatlich finanzierte Kin-

dertagesgruppenplätze eingeführt wurde
und jährlich 1,2 Milliarden Euro kosten sollte.
Diese Summe entspricht in etwa den Auf-
wendungen für die in der aktuellen Tarifaus-
einandersetzung geforderte Aufwertung der
Sozial- und Erziehungsdienste (»Frankfurter
Rundschau«, 6. Mai 2015).
Woher soll das Geld auf Dauer kommen?

Der »Bielefelder Appell« bezieht dazu neben
der Wiederherstellung der Unternehmens-
besteuerung aus Zeiten der CDU-Regierung
Kohls vor 1998 Überlegungen zur Einfüh-
rung einer »Bürgerversicherung« auf alle
Einkommensarten ohne Bemessungsgrenze
ein. Die heutige Finanzierung einseitig durch
die durch zunehmende Prekarisierung
schrumpfende Gruppe der sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer ist logisch nicht nachvollzieh-
bar und hochgradig unsolidarisch. Ein hohes
Einkommen ermöglicht in Deutschland heu-
te den egoistischen Austritt aus dem Solidar-
system in das kapitalbasierte Versicherungs-
system der privaten Krankenkassen. Darü-
ber hinaus gilt es, die in denselben Jahren
massiv reduzierte Steuerbelastung großer
Unternehmen ebenfalls wieder zu verän-
dern.   
Es ist andererseits notwendig, gesell-

schaftspolitische Themen im Zusammen-
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hang mit der neoliberalen Veränderung der
Lebenswelten aufzugreifen, z.B. zur Behin-
dertenrechtskonvention der Vereinten Na-
tionen und deren Umsetzung (Netzwerk Ar-
tikel 3 e.V. 2008). Das gilt auch für ehemals
progressive, nun aber neoliberal angepasste
Konzepte wie Sozialraumorientierung, Prin-
zip »Ambulant vor stationär«, pauschalie-
rendes Entgeltsystem für Psychiatrie und
Psychosomatik (PEPP) oder »Weiterentwick-
lung« der Eingliederungshilfe im Bundesteil-
habe- und -leistungsgesetz. All diese guten
Konzepte müssen den Menschen dienen und
nicht Kosteneinsparungen. Die Privatisie-
rung von Einrichtungen und die Rosinenpi-
ckerei der gewinnorientierten Gesundheits-
konzerne stehen im Widerspruch zu einem
solidarischen Politikverständnis staatlicher
Daseinsvorsorge. 

Zusammen aktiv werden!

Ein wichtiges Ziel der Initiatorinnen des
»Bielefelder Appells« war 2012, alle Interes-
senvertretungen aus Pflege, Betreuung und
Begleitung zu sammeln. Hier wurde eine ge-
meinsame Stoßrichtung über alle Grenzen
hinweg zwischen weltlichen und kirchlichen
Trägern wie zwischen den beteiligten Be-
rufsgruppen geschaffen. Ebenso müssen
bundesweit kritische Initiativen, Berufsver-
bände und Gewerkschaften zusammen aktiv
werden. Denn das Problem der neoliberalen
Sozial- und Gesundheitspolitik betrifft ne-
ben den direkt Betroffenen und ihren Ange-
hörigen alle Professionellen. Über alle Gren-
zen und Differenzen hinweg müssen Be-
schäftigte und Arbeitgeber aus Arbeitsfel-
dern des sozialen und Gesundheitssystems
gemeinsam die gesellschaftspolitische Be-
deutung der Pflege, Betreuung, Begleitung
und Beratung verdeutlichen. Millionen von
Menschen sind betroffen – ob als Professio-
nelle in Arbeit und Leitung, direkt oder zu-
künftig Betroffene oder als Angehörige. Die-
se Kraft zu bündeln ist an der Zeit. Die noch
schlafende gesellschaftliche Lobby für eine
menschliche soziale Arbeit muss sich ihrer
Macht zunächst bewusst werden, um der Ge-
sellschaft den Spiegel vorzuhalten. Notfalls
müssen sie dafür auch den Staat zum Zuhö-
ren stillstehen lassen – wie es die Beschäftig-
ten des Sozial- und Erziehungsdienstes zei-
gen. ■

Christian Janßen, Diplom-Psychologe, ist Vorsitzender

der Mitarbeitendenvertretung Bethel.regional und stell-

vertretender Vorsitzender der Gesamt-MAV in den v.  Bo-

delschwinghschen Stiftungen Bethel.

E-Mail: christian.janssen@bethel.de 

Literatur beim Verfasser.

Hinweis: Der »Bielefelder Appell« und Materialien fin-

den sich im Internet unter: www.soltauer-impulse.cultu

rebase.org
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